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Die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-
Pfalz vom 29. September 1999 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beteiligten haben
einander auÃ�ergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Nachzahlung von Ã�bergangsgeld fÃ¼r eine Zeit,
in der der KlÃ¤ger einer ihm von der Beklagten bewilligten MaÃ�nahme zur
beruflichen Rehabilitation ferngeblieben ist.

Die Beklagte bewilligte dem KlÃ¤ger zu seiner beruflichen Rehabilitation mit
Bescheid vom 26. November 1993 ein Reintegrationsseminar bei der K.
Wirtschaftsfachschule in K â�¦ Mit weiterem Bescheid vom 20. Januar 1994
gewÃ¤hrte sie fÃ¼r die Dauer der bewilligten Rehabilitationsleistung ab 3. Januar
1994 Ã�bergangsgeld in HÃ¶he von tÃ¤glich 46,43 DM; da der KlÃ¤ger keine
Bankverbindung mitgeteilt habe, werde das Ã�bergangsgeld monatlich im
nachhinein postbar Ã¼berwiesen. Der KlÃ¤ger trat die MaÃ�nahme am 3. Januar
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1994 an. Er absolvierte zunÃ¤chst ein Praktikum und war anschlieÃ�end vom 28.
Februar bis zum 18. MÃ¤rz 1994 arbeitsunfÃ¤hig erkrankt. Danach nahm er erst ab
21. April wieder an der MaÃ�nahme teil.

Bereits dem Bewilligungsbescheid vom November 1993 waren Hinweise zum
Anspruch auf Ã�bergangsgeld beigefÃ¼gt. Darin hieÃ� es: "An Tagen, an denen Sie
unentschuldigt oder nicht ausreichend begrÃ¼ndet der Ausbildung oder dem
Praktikum fernbleiben, besteht kein Anspruch auf Ã�bergangsgeld und
Nebenleistungen. Als BegrÃ¼ndung fÃ¼r einen Fehltag gilt im Regelfall nur die
Vorlage der Ã¤rztlichen Bescheinigung." Entsprechende Hinweise enthielt auch das
dem Bescheid vom 20. Januar 1994 beigefÃ¼gte Merkblatt. Der KlÃ¤ger sandte die
erste Zahlungsanweisung fÃ¼r die Zeit vom 3. bis 25. Januar 1994 Ã¼ber 1.067,89
DM Ã�bergangsgeld wegen der ihm von der Post (Postbank) abverlangten
BarauszahlungsgebÃ¼hr von 10,00 DM uneingelÃ¶st an die Beklagte zurÃ¼ck.
Gleichzeitig widersprach er mit Schreiben vom 12. Februar 1994 dem Bescheid vom
20. Januar 1994 insoweit, als er verlangte, ihm das Ã�bergangsgeld 14-tÃ¤gig im
nachhinein und gebÃ¼hrenfrei zukommen zu lassen. DafÃ¼r setzte er der
Beklagten mit Schreiben vom 10. MÃ¤rz 1994 eine Frist bis 19. MÃ¤rz 1994;
andernfalls sehe er sich aus Geldknappheit gezwungen, das Reintegrationsseminar
bis zum Erhalt des Geldes bzw eines Abschlags von mindestens 1.500,00 DM in bar
auszusetzen und das Angebot seiner Mutter wahrzunehmen, ihm ab dem 20. MÃ¤rz
1994 Kost und Logis in B. zu gewÃ¤hren.

Mit Schreiben vom 22. MÃ¤rz 1994 kÃ¼ndigte die Beklagte dem KlÃ¤ger an, sie
werde das zustehende Ã�bergangsgeld kÃ¼nftig in 14-tÃ¤gigen AbstÃ¤nden per
Postanweisung auszahlen. Nachdem sie am 24. MÃ¤rz 1994 die Mitteilung erhalten
hatte, der KlÃ¤ger sei nicht zum theoretischen Unterricht bei der
Wirtschaftsfachschule erschienen und habe sich auch nicht entschuldigt, teilte sie
ihm mit, es sei beabsichtigt, das Reintegrationsseminar zum 18. MÃ¤rz 1994 aus
disziplinarischen GrÃ¼nden vorzeitig zu beenden; zu diesem Zeitpunkt ende der
Anspruch auf Ã�bergangsgeld. Die Beklagte zahlte sodann Ã�bergangsgeld sowie
die AuszahlungsgebÃ¼hr fÃ¼r die Zeit vom 3. Januar bis 18. MÃ¤rz 1994 und
wieder ab 21. April 1994. Die Forderung des KlÃ¤gers auf Auszahlung des
Ã�bergangsgelds fÃ¼r die Zeit vom 19. MÃ¤rz bis zum 20. April 1994 lehnte sie
unter Hinweis auf die fehlende Mitwirkung des KlÃ¤gers ab (Bescheid vom 8.
November 1994, Widerspruchsbescheid vom 28. Januar 1998 â�� erlassen in
AusfÃ¼hrung des Urteils des LSG Rheinland-Pfalz vom 9. April 1997 â�� L 6 RJ
193/96 â�� Ã¼ber die vom KlÃ¤ger erhobene UntÃ¤tigkeitsklage).

Der hiergegen gerichteten Klage hat das SG mit Urteil vom 13. Januar 1999
stattgegeben. Auf die Berufung der Beklagten hat das LSG durch Urteil vom 29.
September 1999 das Urteil des SG aufgehoben und die Klage abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat das LSG im wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Die angefochtenen
Bescheide seien rechtmÃ¤Ã�ig; mit ihnen sei innerhalb der Fristen des Â§ 48 Abs 4
Satz 1 iVm Â§ 45 Abs 4 Satz 2 SGB X die frÃ¼here Bewilligung des Ã�bergangsgelds
fÃ¼r die streitige Zeit zu Recht aufgehoben worden. Entgegen des Auffassung des
SG sei der Anspruch auf Ã�bergangsgeld nicht derart untrennbar mit der bereits
bewilligten beruflichen RehabilitationsmaÃ�nahme verknÃ¼pft, daÃ� er als
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unselbstÃ¤ndige Leistung weder isoliert versagt noch gekÃ¼rzt werden kÃ¶nne,
sondern die vorherige Aufhebung des Bewilligungsbescheids Ã¼ber die
Rehabilitationsleistung voraussetze. Wie sich aus Â§ 25 Abs 1 iVm Abs 3 Nr 1 SGB VI
ergebe, werde das Ã�bergangsgeld bei einer Unterbrechung der beruflichen
Rehabilitationsleistung nur weiter erbracht, wenn die Unterbrechung allein auf
gesundheitlichen GrÃ¼nden beruhe. In jedem Fall das Ã�bergangsgeld zuzubilligen,
solange kein fÃ¶rmlicher Abbruch der MaÃ�nahme bescheidmÃ¤Ã�ig festgestellt
werde, sei mit den Rehabilitationszielen nicht vereinbar und wÃ¼rde zu
untragbaren Ergebnissen fÃ¼r die Gemeinschaft der Versicherten fÃ¼hren. Die
Voraussetzungen des Â§ 48 Abs 2 Nr 4 SGB X fÃ¼r eine rÃ¼ckwirkende Aufhebung
der Ã�bergangsgeldbewilligung seien erfÃ¼llt. Wegen einer GebÃ¼hr von 10,00 DM
die Teilnahme am Unterricht zu verweigern und das Rehabilitationsziel dadurch
insgesamt zu gefÃ¤hrden, sei eine unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ige Reaktion. Der KlÃ¤ger
hÃ¤tte die Erstattung ohne Schwierigkeiten mit der Beklagten regeln kÃ¶nnen, eine
finanzielle Notlage wegen verzÃ¶gerter Auszahlung des Ã�bergangsgelds sei durch
Leistungen nach dem BSHG zu Ã¼berbrÃ¼cken gewesen; insoweit sei das
Verhalten des KlÃ¤gers miÃ�brÃ¤uchlich. Aufgrund der Hinweise im Bescheid
Ã¼ber die Bewilligung der beruflichen RehabilitationsmaÃ�nahme und in dem mit
dem Bescheid vom 20. Januar 1994 Ã¼bersandten Merkblatt habe er auch
zumindest grob fahrlÃ¤ssig nicht gewuÃ�t, daÃ� ihm fÃ¼r die von ihm
verschuldeten Fehlzeiten kein Anspruch auf Ã�bergangsgeld zustehe. Es habe ihm
einleuchten mÃ¼ssen, daÃ� die PostbankgebÃ¼hr von 10,00 DM es nicht
rechtfertigen kÃ¶nnte, die Annahme des Ã�bergangsgeldes zu verweigern und der
MaÃ�nahme fernzubleiben; ein atypischer Fall iS des Â§ 48 SGB X, der die Beklagte
zu einer ErmessensausÃ¼bung hÃ¤tte bewegen mÃ¼ssen, sei nicht gegeben.
UnabhÃ¤ngig davon sei wegen der groben FahrlÃ¤ssigkeit des KlÃ¤gers und seines
miÃ�brÃ¤uchlichen Verhaltens eine Ermessensreduzierung auf Null anzunehmen.

Der KlÃ¤ger hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt und wie folgt
begrÃ¼ndet:

"Die Auffassung des Landessozialgerichts, der Anspruch auf Ã�bergangsgeld sei
nicht untrennbar mit der bereits bewilligten RehabilitationsmaÃ�nahme verknÃ¼pft
und kÃ¶nne als selbstÃ¤ndige Leistung versagt oder gekÃ¼rzt werden, ist nicht
zutreffend. Anspruch auf Ã�bergangsgeld besteht gemÃ¤Ã� Â§ 20 SGB VI unter
anderem nur bei berufsfÃ¶rdernden Leistungen. Es soll wÃ¤hrend und in Folge der
DurchfÃ¼hrung einer RehabilitationsmaÃ�nahme den Verlust des
Arbeitseinkommens ersetzen und kann deswegen regelmÃ¤Ã�ig nur zusammen mit
der eigentlichen Rehabilitationsleistung gewÃ¤hrt werden (so BSG in E 53, 232).
Dies bedeutet, daÃ� es ohne die Hauptleistung auch nicht entzogen oder gekÃ¼rzt
werden kann (vgl Kasseler Kommentar, Anmerkung 7 zu Â§ 25 SGB VI). Mit dem
angefochtenen Bescheid vom 08. 11. 1994 ist die Rehabilitationsleistung als solche
aber nicht aufgehoben. FÃ¼r die Versagung bzw KÃ¼rzung des Unterhaltsgeldes
fÃ¼r die Zeit vom 19.03. bis 20. 04. 1994 fehlt es daher an einer Rechtsgrundlage.
Das erstinstanzliche Urteil ist daher wiederherzustellen."

Der KlÃ¤ger beantragt (sinngemÃ¤Ã�),
das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 29. September 1999
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aufzuheben und die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts
Koblenz vom 13. Januar 1999 zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte beantragt,
die Revision des KlÃ¤gers als unzulÃ¤ssig zu verwerfen, hilfsweise,
die Revision als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Sie trÃ¤gt vor, die RevisionsbegrÃ¼ndung enthalte keine hinreichende
Auseinandersetzung mit der BegrÃ¼ndung des Berufungsurteils; insbesondere
erwÃ¤hne sie nur Â§ 20 SGB VI, wÃ¤hrend das LSG sich ausfÃ¼hrlich mit Â§ 25 Abs
3 SGB VI auseinandergesetzt habe. Im Ã¼brigen aber sei das Urteil des LSG im
Ergebnis zutreffend.

II

A. Die Revision des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig. Entgegen der Auffassung der Beklagten
ist sie (noch) hinreichend begrÃ¼ndet worden.

Die RevisionsbegrÃ¼ndung des KlÃ¤gers stÃ¼tzt sich zum einen auf einen
bestimmten Antrag und nennt ferner die nach Auffassung des RevisionsklÃ¤gers
verletzte Rechtsnorm. Zum anderen ist die nach Ansicht des KlÃ¤gers unrichtige
BegrÃ¼ndung des Berufungsurteils dargelegt, daÃ� nÃ¤mlich der Anspruch auf
Ã�bergangsgeld und die bereits bewilligte RehabilitationsmaÃ�nahme nicht
untrennbar zusammenhingen. SchlieÃ�lich ist â�� wenn auch in Ã¤uÃ�erster
KÃ¼rze und in weitgehender Wiederholung der AusfÃ¼hrungen des ihm
gÃ¼nstigen erstinstanzlichen Urteils â�� ausgefÃ¼hrt, warum sich diese
Auffassung nicht mit Â§ 20 SGB VI vereinbaren lasse. Dabei wird auf
Rechtsprechung des BSG â�� auf die das LSG nicht eingegangen ist â�� und darauf
angeblich gestÃ¼tzte Literatur verwiesen. Damit entspricht die BegrÃ¼ndung â��
trotz der weitgehenden Wiederholung der Argumentation des dem KlÃ¤ger
gÃ¼nstigen erstinstanzlichen Urteils â�� noch den von der Rechtssprechung fÃ¼r
eine hinreichende RevisionsbegrÃ¼ndung entwickelten GrundsÃ¤tzen, wonach die
GrÃ¼nde, die das angefochtene Urteil nach Meinung des RevisionsklÃ¤gers als
unrichtig erscheinen lassen, darzulegen sind und dabei mit rechtlichen
ErwÃ¤gungen, die sich auf die entsprechende Vorschrift beziehen, darzutun ist,
warum eine revisible Rechtsvorschrift auf den festgestellten Sachverhalt nicht oder
nicht richtig angewandt worden ist (vgl BSG BeschlÃ¼sse vom 2. Januar 1979 â�� 
11 RA 54/78 â�� SozR 1500 Â§ 164 Nr 12 und vom 8. MÃ¤rz 1985 â�� 11a RA 59/84
â�� SozR 1500 Â§ 164 Nr 25; Urteil vom 8. Februar 2000 â�� B 1 KR 18/99 R â�� 
SozR 3-1500 Â§ 164 Nr 11). DaÃ� sich das LSG, wie die Beklagte meint, in seinen
tragenden GrÃ¼nden auf Â§ 25 Abs 3 SGB VI und nicht auf Â§ 20 SGB VI gestÃ¼tzt
hat, hat fÃ¼r die Frage, ob die Revision iS des Â§ 164 Abs 2 SGG hinreichend
begrÃ¼ndet worden und damit zulÃ¤ssig ist, keine Bedeutung.

B. Die Revision des KlÃ¤gers ist jedoch unbegrÃ¼ndet. Das LSG hat das Urteil des
SG zu Recht aufgehoben und die Klage abgewiesen. Der angefochtene Bescheid der
Beklagten ist rechtmÃ¤Ã�ig. Dem KlÃ¤ger steht fÃ¼r die streitige Zeit kein
Ã�bergangsgeld zu.
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Das Ã�bergangsgeld ist eine die RehabilitationsmaÃ�nahme voraussetzende,
ergÃ¤nzende Leistung (vgl Â§ 20 Abs 1 Nr 1, Â§ 28 SGB VI), deren Beginn und Ende
sich nach der tatsÃ¤chlichen DurchfÃ¼hrung der RehabilitationsmaÃ�nahme
richten, welche wiederum die ordnungsgemÃ¤Ã�e Teilnahme des Versicherten
voraussetzt. Soweit die letztere Anspruchsvoraussetzung entfÃ¤llt, kann der
VersicherungstrÃ¤ger den Ã�bergangsgeld bewilligenden Bescheid (isoliert) unter
den Voraussetzungen des Â§ 48 SGB X aufheben, ohne zugleich den
Bewilligungsbescheid Ã¼ber die RehabilitationsmaÃ�nahme aufheben zu mÃ¼ssen.
Dies hat das LSG zutreffend erkannt.

Nach Â§ 48 Abs 1 Satz 1 SGB X ist, soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen
VerhÃ¤ltnissen, die beim ErlaÃ� eines Verwaltungsakts mit Dauerwirkung
vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt, der Verwaltungsakt mit
Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben. Der Verwaltungsakt soll mit Wirkung vom
Zeitpunkt der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse aufgehoben werden, soweit der
Betroffene wuÃ�te oder nicht wuÃ�te, weil er die erforderliche Sorgfalt in besonders
schwerem MaÃ�e verletzt hat, daÃ� der sich aus dem Verwaltungsakt ergebende
Anspruch ganz oder teilweise weggefallen ist (Â§ 48 Abs 1 Satz 2 Nr 4 SGB X). Diese
Voraussetzungen sind hier gegeben.

1. Anspruch auf Ã�bergangsgeld haben nach Â§ 20 Abs 1 Satz 1 SGB VI ua
Versicherte, die

von einem TrÃ¤ger der Rentenversicherung berufsfÃ¶rdernde Leistungen nach Â§
16 Abs 1 Nr 2 bis 4 erhalten und

arbeitsunfÃ¤hig sind oder wegen dieser Leistungen eine ganztÃ¤gige
ErwerbstÃ¤tigkeit nicht ausÃ¼ben kÃ¶nnen.

20 SGB VI legt damit die Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r das nach MaÃ�gabe der
folgenden Vorschriften zu gewÃ¤hrende Ã�bergangsgeld dem Grunde nach fest.
DemgegenÃ¼ber regelt Â§ 25 Abs 1 SGB VI die Dauer, dh fÃ¼r welche ZeitrÃ¤ume
Ã�bergangsgeld zu zahlen ist. Nach der Grundregel in Â§ 25 Abs 1 SGB VI wird
Ã�bergangsgeld fÃ¼r die Dauer der medizinischen oder berufsfÃ¶rdernden Leistung
erbracht. Welche Zeit damit erfaÃ�t ist, wird also grundsÃ¤tzlich durch den
Verwaltungsakt bestimmt, mit dem die berufsfÃ¶rdernde Leistung (MaÃ�nahme)
bewilligt wird (vgl BSG Urteil vom 28. Oktober 1982 â�� 8 RK 35/81 â�� BSGE 54,
146, 147 = SozR 5090 Â§ 17 Nr 2). Jedoch ist das Ã�bergangsgeld fÃ¼r den so
bestimmten (gesamten) Zeitraum nur zu erbringen, wenn auch alle in Â§ 20 Abs 1
Satz 1 SGB VI aufgefÃ¼hrten Anspruchsvoraussetzungen erfÃ¼llt sind. Indem diese
Vorschrift mehrere Anspruchsvoraussetzungen auffÃ¼hrt, macht sie deutlich, daÃ�
der konkrete Anspruch auf Zahlung von Ã�bergangsgeld weder allein aufgrund der
Bewilligung einer Rehabilitationsleistung besteht noch lediglich zusammen mit
deren Aufhebung entfallen kann; allerdings ist er insoweit untrennbar mit der
Bewilligung einer Rehabilitationsleistung verbunden, als er nicht ohne deren
Bewilligung entstehen kann und deshalb auch mit deren Aufhebung entfÃ¤llt.

a) Â§ 20 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB VI stellt darauf ab, daÃ� der Versicherte eine
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Rehabilitationsleistung "erhÃ¤lt". Das ist nicht schon mit deren Bewilligung der Fall,
sondern setzt die tatsÃ¤chliche DurchfÃ¼hrung voraus. Damit ist nicht nur das
bloÃ�e ZurverfÃ¼gungstellen der MaÃ�nahme gemeint, sondern auch die
Teilnahme des Versicherten. Dies brachte die VorgÃ¤ngerregelung in Â§ 1240 RVO
besonders deutlich zum Ausdruck, indem darin ausdrÃ¼cklich als Voraussetzung
fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Ã�bergangsgeld genannt wurde, daÃ� der Versicherte
"wegen Teilnahme" an der MaÃ�nahme keine ganztÃ¤gige ErwerbstÃ¤tigkeit
ausÃ¼ben kann. Die jetzige Regelung in Â§ 20 Abs 1 Satz 1 SGB VI hat daran nichts
geÃ¤ndert; sie entspricht grundsÃ¤tzlich dem frÃ¼heren Recht (vgl die
BegrÃ¼ndung zum Entwurf des RRG 1992 BT-Drucks 11/4124, S 157 zu Â§ 20) und
im Ã¼brigen dem Sinn und Zweck des Ã�bergangsgelds, wie er sich auch aus Â§ 20
Abs 1 Satz 1 Nr 2 SGB VI ergibt, nÃ¤mlich den Verlust des Arbeitseinkommens
wÃ¤hrend und infolge der DurchfÃ¼hrung einer RehabilitationsmaÃ�nahme
auszugleichen (vgl BSG Urteile vom 22. September 1981 â�� 1 RJ 112/80 â�� SozR
1300 Â§ 48 Nr 1 â�� zur subjektiven Mitwirkungsbereitschaft des Versicherten als
tatbestandlicher Voraussetzung der Bewilligung der MaÃ�nahme â�� und vom 27.
April 1982 â�� 1 RA 71/80 â�� BSGE 53, 229, 232 = SozR 2200 Â§ 1241 Nr 21).
DaÃ� das Ã�bergangsgeld â�� wie jetzt durch Â§ 28 SGB VI ausdrÃ¼cklich
klargestellt â�� eine ergÃ¤nzende Leistung ist, die nur wÃ¤hrend einer
Rehabilitationsleistung zusteht, macht ferner â�� worauf das LSG bereits verwiesen
hat â�� die Regelung des Â§ 25 Abs 3 Nr 1 SGB VI deutlich. Danach besteht ein
Anspruch auf Weiterzahlung des Ã�bergangsgeldes nur, wenn der Versicherte â��
wie im Fall des KlÃ¤gers fÃ¼r die Zeit seiner krankheitsbedingten Unterbrechung
bis 18. MÃ¤rz 1994 â�� die berufsfÃ¶rdernde Rehabilitation allein aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht mehr in Anspruch nehmen kann. Aus dem
Wortlaut "allein" aus gesundheitlichen GrÃ¼nden lÃ¤Ã�t sich im UmkehrschluÃ�
folgern, daÃ� bei vorÃ¼bergehenden Unterbrechungen aus anderen, nicht die
ArbeitsfÃ¤higkeit betreffenden GrÃ¼nden eine entsprechende Anwendung der
Vorschrift ausscheidet.

b) Eine RehabilitationsmaÃ�nahme wird aber jedenfalls dann nicht iS der
Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch auf Ã�bergangsgeld tatsÃ¤chlich
durchgefÃ¼hrt, und der Versicherte nimmt nicht an ihr teil, wenn er die im
Ausbildungsplan fÃ¼r ihn vorgesehenen Unterrichtsveranstaltungen ohne wichtigen
Grund nicht besucht. Dies ist durch die Rechtsprechung fÃ¼r den Bereich der
Weiterbildung im Bereich der ArbeitsfÃ¶rderung (vgl Â§ 44 AFG aF, jetzt Â§ 153 SGB
III) bereits entschieden worden. Danach ist unabhÃ¤ngig von der
Anwesenheitspflicht der regelmÃ¤Ã�ige Besuch der im Ausbildungsplan
vorgesehenen Veranstaltungen Voraussetzung fÃ¼r die Teilnahme und damit fÃ¼r
einen Anspruch auf Unterhaltsgeld (BSG Urteile vom 10. Oktober 1979 â�� 7 RAr
10/78 â�� SozR 4100 Â§ 44 Nr 22 und vom 9. Dezember 1982 â�� 7 RAr 120/81 â��
nicht verÃ¶ffentlicht; vgl auch Hennig/KÃ¼hl/ Heuer/Henke, Komm zum AFG, Â§ 34
Anm 2.1 und 2.2, Stand: Februar 1987; Richter in Gagel, Komm zum AFG, Stand:
Januar 1998, Â§ 34 RdNr 48; Niesel, Komm zum SGB III, 1998, Â§ 153 RdNr 3 ff und
Â§ 160 RdNr 19 ff). Insoweit kann fÃ¼r den hier maÃ�geblichen Bereich der
beruflichen Leistungen zur Rehabilitation nichts anderes gelten.

Nach den nicht mit VerfahrensrÃ¼gen angegriffenen und daher fÃ¼r den Senat
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gemÃ¤Ã� Â§ 163 SGG bindenden Feststellungen des LSG hatte der KlÃ¤ger in der
fraglichen Zeit an der ihm bewilligten RehabilitationsmaÃ�nahme nicht
teilgenommen und fÃ¼r sein Fehlen auch keinen wichtigen Grund. Allein die
mÃ¶gliche Belastung mit PostgebÃ¼hren in HÃ¶he von 10,00 DM fÃ¼r die erste
Zahlungsanweisung Ã¼ber 1.067,89 DM berechtigte ihn nicht, seine Teilnahme â��
entsprechend seinem AnkÃ¼ndigungsschreiben vom 10. MÃ¤rz 1994 â��
auszusetzen; hierin lag â�� wie bereits im Berufungsurteil ausgefÃ¼hrt ist und vom
KlÃ¤ger in der RevisionsbegrÃ¼ndung auch nicht beanstandet wird â�� eine
unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ige Reaktion.

c) Stellt sich aber nach der Bewilligung der RehabilitationsmaÃ�nahme heraus,
daÃ� der begÃ¼nstigte Versicherte zeitweise an der MaÃ�nahme nicht
teilgenommen hat, so kann sich der VersicherungstrÃ¤ger darauf beschrÃ¤nken,
den das Ã�bergangsgeld bewilligenden Bescheid nach Â§ 48 Abs 1 SGB X
aufzuheben, weil und soweit die Anspruchsvoraussetzung der Teilnahme an der
MaÃ�nahme entfallen ist. Er muÃ� nicht zwangslÃ¤ufig auch den
Bewilligungsbescheid Ã¼ber die Rehabilitationsleistung gemÃ¤Ã� Â§ 48 SGB X
aufheben, um auch den Anspruch auf Ã�bergangsgeld entfallen zu lassen. Letztere
Vorgehensweise mag zwar insbesondere dann zweckmÃ¤Ã�ig sein, wenn es zu
einem endgÃ¼ltigen Abbruch der MaÃ�nahme gekommen ist. Diese Fallgestaltung
lag auch dem Urteil des BSG vom 22. September 1981 (1 RJ 112/80 â�� SozR 1300
Â§ 48 Nr 1) zugrunde, wonach der VersicherungstrÃ¤ger in einem solchen Fall den
die MaÃ�nahme bewilligenden Bescheid gemÃ¤Ã� Â§ 48 SGB X aufheben kann.

Ob der VersicherungstrÃ¤ger bei unentschuldigtem Fernbleiben des Versicherten
auÃ�erdem die MÃ¶glichkeit hat, wegen Verletzung seiner Mitwirkungspflicht (Â§ 9
Abs 2 Satz 2 SGB VI) die RehabilitationsmaÃ�nahme als solche nach Â§ 66 Abs 2
SGB I (vorlÃ¤ufig) zu entziehen (verneinend hierzu BSG aaO SozR 1300 Â§ 48 Nr 1;
aA Benz, WzS 1986, 161, 179) oder jedenfalls die Geldleistung, also das
Ã�bergangsgeld (vgl hierzu Seewald, Kasseler Komm, Â§ 66 SGB I, RdNr 32, Stand
MÃ¤rz 1995; Mrozynski, SGB I-Komm, 2. Aufl 1995, Â§ 66 RdNr 25; EbenhÃ¶ch in
GemeinschaftsKomm â�� SGB VI Â§ 20 RdNr 28 und Â§ 25 RdNr 19, Stand jeweils
Oktober 1999; Pauli, DAngVers 1979, 190, 194 Ziff 5.5; Meyer, MittLVA Oberfr 1981,
211, 217, die eine Versagung des Ã�bergangsgelds nach Â§ 66 Abs 2 SGB VI fÃ¼r
mÃ¶glich halten) bedarf hier keiner abschlieÃ�enden Entscheidung. Denn Â§ 66
SGB I sieht keine rÃ¼ckwirkende Entziehung der Leistung vor und kommt daher
fÃ¼r die rÃ¼ckwirkende Ablehnung der Auszahlung des Ã�bergangsgelds â�� wie
hier â�� von vornherein nicht in Betracht (vgl BSG Urteil vom 26. Mai 1983 â�� 10
RKg 13/82 â�� SozR 1200 Â§ 66 Nr 10). DaÃ� die Beklagte den angefochtenen
Bescheid auf Â§ 66 Abs 2 SGB I gestÃ¼tzt hat, hindert allerdings â�� wie im
Berufungsurteil bereits zutreffend ausgefÃ¼hrt worden ist â�� die Umdeutung in
einen Verwaltungsakt nach Â§ 48 SGB X nicht (vgl Â§ 43 Abs 1 und Abs 3 SGB X).

d) Die in der RevisionsbegrÃ¼ndung zitierte Entscheidung des BSG (Urteil vom 27.
April 1982 â�� 1 RA 71/80 â�� BSGE 53, 229 = SozR 2200 Â§ 1241 Nr 21) lÃ¤Ã�t
sich fÃ¼r die Auffassung des KlÃ¤gers nicht anfÃ¼hren. Aus ihr ergibt sich
insbesondere nicht, daÃ� der Bescheid Ã¼ber die Bewilligung von Ã�bergangsgeld
nicht isoliert nach Â§ 48 SGB X aufgehoben werden kann.

                               7 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGG/163.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20RJ%20112/80
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/9.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/9.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_I/66.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_I/66.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_I/66.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/20.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/66.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_I/66.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_I/66.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=10%20RKg%2013/82
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=10%20RKg%2013/82
https://dejure.org/gesetze/SGB_I/66.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/43.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20RA%2071/80
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2053,%20229
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%202200%20§%201241%20Nr%2021
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html


 

Bei der Entscheidung ging es um die Frage, ob fÃ¼r die Berechnung des
Ã�bergangsgelds das ab 1. Juli 1977 geltende Recht einschlieÃ�lich der
KÃ¼rzungsvorschrift anzuwenden ist, wenn die berufsfÃ¶rdernde MaÃ�nahme zur
Rehabilitation schon vor diesem Zeitpunkt notwendig geworden, aber erst danach
bewilligt und durchgefÃ¼hrt worden war. Zu dieser Fragestellung hat das BSG
ausgefÃ¼hrt, im Vergleich zur RehabilitationsmaÃ�nahme selbst sei die
GewÃ¤hrung von Ã�bergangsgeld von zusÃ¤tzlichen Voraussetzungen wie
insbesondere "der tatsÃ¤chlichen DurchfÃ¼hrung einer MaÃ�nahme" abhÃ¤ngig.
Das Ã�bergangsgeld sei eine ergÃ¤nzende, unselbstÃ¤ndige Leistung mit
Lohnersatzfunktion, durch welche der Verlust des Arbeitseinkommens wÃ¤hrend
und infolge der DurchfÃ¼hrung einer RehabilitationsmaÃ�nahme ersetzt werden
solle und die deswegen "im Regelfall" nur zusammen mit der eigentlichen
RehabilitationsmaÃ�nahme zu gewÃ¤hren sei. Der Anspruch auf Ã�bergangsgeld
entstehe erst mit der DurchfÃ¼hrung der RehabilitationsmaÃ�nahme;
"Versicherungsfall" als Rechtsgrund fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Ã�bergangsgeld sei
allein die MaÃ�nahme. Demzufolge hat das BSG zu der dortigen Fallgestaltung
entschieden, daÃ� das Ã�bergangsgeld bei Bewilligung (und DurchfÃ¼hrung) der
MaÃ�nahme nach dem 30. Juni 1977 nach den von diesem Zeitpunkt an geltenden
Vorschriften zu gewÃ¤hren und zu berechnen ist.

Aus der Feststellung, daÃ� das Ã�bergangsgeld nicht ohne die
RehabilitationsmaÃ�nahme gewÃ¤hrt werden kann, folgt jedoch nicht zwingend im
GegenschluÃ�, daÃ� die Entziehung des Ã�bergangsgelds auch die Entziehung der
MaÃ�nahme voraussetzt. Den AusfÃ¼hrungen des BSG lÃ¤Ã�t sich auch nicht
entnehmen, die Bewilligung von Ã�bergangsgeld als unselbstÃ¤ndige Leistung
kÃ¶nne nicht durch gesonderte Verwaltungsentscheidung (isoliert), sondern nur
zusammen mit der Rehabilitationsleistung aufgehoben werden (so aber wohl Niesel
in Kasseler Komm, Â§ 25 SGB VI, RdNr 7, Stand: November 1997, der wegen der
AbhÃ¤ngigkeit des Ã�bergangsgelds von der DurchfÃ¼hrung der MaÃ�nahme eine
isolierte "Versagung oder KÃ¼rzung" des Ã�bergangsgelds fÃ¼r nicht mÃ¶glich
hÃ¤lt, wobei sich seine AusfÃ¼hrungen allerdings auf Â§ 66 Abs 2 SGB I beziehen;
ebenso Hauck, SGB VI, K Â§ 25 RdNr 5, Stand: MÃ¤rz 1998). Die AkzessorietÃ¤t des
Ã�bergangsgelds zur Rehabilitationsleistung Ã¤ndert jedenfalls nichts daran, daÃ�
der Anspruch auf Ã�bergangsgeld von vÃ¶llig anderen, in Â§ 20 SGB VI genannten
Voraussetzungen abhÃ¤ngig ist, als sie fÃ¼r die Bewilligung der
RehabilitationsmaÃ�nahme (Grundleistung) in Â§Â§ 10 und 11 SGB VI gefordert
werden (vgl Meier/Tessmer in Berliner Komm, Â§ 20 SGB VI, RdNr 3, Stand: Januar
1995). Hierauf ist auch in dem genannten Urteil bereits hingewiesen; denn es ist
darin ausgefÃ¼hrt, daÃ� sich die Notwendigkeit der MaÃ�nahme und damit das
fÃ¼r sie geltende Recht nach anderen Kriterien beurteilt als fÃ¼r das
Ã�bergangsgeld als ergÃ¤nzende Leistung (BSG aaO â�� BSGE 53, 229, 232 = SozR
2200 Â§ 1241 Nr 21, S 73). Wird demnach â�� wie hier â�� fÃ¼r die Bewilligung des
Ã�bergangsgelds ein gesonderter Verwaltungsakt erlassen, so kann bzw muÃ�
dieser nach Â§ 48 SGB X aufgehoben werden, soweit die besonderen
Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung dieser Leistung weggefallen sind.

2. Das LSG hat auch die Voraussetzungen des Â§ 48 Abs 1 Satz 2 Nr 4 SGB X fÃ¼r
eine rÃ¼ckwirkende Aufhebung des Bescheids Ã¼ber die Bewilligung des
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Ã�bergangsgelds zu Recht als gegeben erachtet. Insbesondere begegnet die
Bewertung des klÃ¤gerischen Verhaltens, was die Verletzung seiner
Teilnahmepflicht und die damit verbundene Rechtsfolge angeht, als zumindest
"grob fahrlÃ¤ssig" keinen rechtlichen Bedenken. Es ist weder vom KlÃ¤ger
vorgetragen noch sonst ersichtlich, daÃ� das LSG den revisionsrechtlich
Ã¼berprÃ¼fbaren Entscheidungsspielraum bei der Feststellung der groben
FahrlÃ¤ssigkeit Ã¼berschritten hÃ¤tte (vgl BSG Urteile vom 14. Februar 1985 â�� 7
BAr 27/84 â�� SozR 1300 Â§ 48 Nr 14 und vom 27. Juli 2000 â�� B 7 AL 88/99 R â�� 
SozR 3-1300 Â§ 45 Nr 42). Wie das LSG zutreffend festgestellt hat, war es dem
KlÃ¤ger ohne weiteres zumutbar, sich wegen der Ã�bernahme der von der Post
fÃ¼r die EinlÃ¶sung der Zahlungsanweisung verlangten GebÃ¼hr vor deren
RÃ¼cksendung mit der Beklagten in Verbindung zu setzen oder auch die GebÃ¼hr
an die Post zu zahlen und anschlieÃ�end gegenÃ¼ber der Beklagten geltend zu
machen. Der angewiesene und fÃ¼r den Unterhalt des KlÃ¤gers notwendige Betrag
wurde dadurch nur ganz geringfÃ¼gig gemindert.

Da die Beklagte die rÃ¼ckwirkende Aufhebung der Bewilligung des
Ã�bergangsgelds auf Â§ 48 SGB X stÃ¼tzen kann, erÃ¼brigen sich weitere
AusfÃ¼hrungen zu der Frage, ob sich Ã¼ber die Konstruktion einer
Nebenbestimmung â�� etwa in Gestalt einer auflÃ¶senden Bedingung oder einer
Auflage iS des Â§ 32 Abs 2 Nr 2 bzw Nr 4 SGB X â�� der Widerruf der
Leistungsbewilligung nach Â§ 47 Abs 2 Nr 2 SGB X begrÃ¼nden lieÃ�e, zumal schon
die Formulierung der Hinweise im Bescheid vom 20. Januar 1994 und das dem
angefochtenen Bescheid beigefÃ¼gte Merkblatt eine derartige Interpretation nicht
nahelegen (vgl hierzu BSG Urteile vom 22. September 1981 â�� 1 RJ 112/80 â��
SozR 1300 Â§ 48 Nr 1 und vom 28. Juni 1990 â�� 4 RA 57/89 â�� BSGE 67, 104 = 
SozR 3-1300 Â§ 32 Nr 2).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs 2 SGG.

Erstellt am: 27.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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